
 

 

 

 
 
 
 
 

 
 
 
Stellungnahme des Bundesverbandes Geothermie e. V. (BVG) (Lobbyregisternummer: R000239) 
zum Entwurf eines Dritten Gesetzes zur Änderung des Brennstoffemissionshandelsgesetzes (3. 
BEHG-ÄndG) 
 
Der Bundesverband Geothermie (BVG) bewertet den vorliegenden Referentenentwurf kritisch. Der 
Entwurf sieht vor, die CO₂-Bepreisung im nationalen Brennstoffemissionshandel für das Jahr 2027 
nicht an den Preis des EU-ETS 1 zu koppeln, sondern erneut in einem Preiskorridor von lediglich 55 
bis 65 Euro pro Tonne CO₂ zu begrenzen. Damit wird die CO₂-Bepreisung fossiler Energieträger po-
litisch stabilisiert, anstatt ein stärkeres marktbasiertes Preissignal zuzulassen. 
 
Die Bundesregierung sieht damit weiterhin davon ab, die realen Klima- und Folgekosten fossiler 
Energieträger angemessen im Preis abzubilden. Aus Sicht der erneuerbaren Wärmeversorgung ist 
das problematisch. Die künstliche Begrenzung des CO₂-Preissignals schwächt die Lenkungswirkung 
des Brennstoffemissionshandels und verzerrt den Wettbewerb zulasten klimaneutraler Alternati-
ven wie Geothermie. Dabei ist neben dem Klimaschutz auch der Kostenaspekt entscheidend, da 
fossile Energien langfristig erhebliche volkswirtschaftliche Folgekosten verursachen – etwa durch 
Klima- und Gesundheitsschäden, mögliche Strafzahlungen bei Zielverfehlungen sowie durch vola-
tile und tendenziell steigende Brennstoffpreise.  
 
Gerade im Wärmesektor ist ein wirksames CO₂-Preissignal von zentraler Bedeutung. Der Entwurf 
selbst erkennt an, dass eine marktorientierte Bepreisung fossiler Energieträger Anreize für die Um-
stellung auf erneuerbare und CO₂-emissionsfreie Energie setzen soll. Diese Lenkungswirkung wird 
jedoch durch den vorgesehenen niedrigen Preiskorridor abgeschwächt. Fossile Wärme bleibt 
dadurch künstlich günstiger, als es ihren tatsächlichen Klimafolgekosten entspricht. 
 
Für die Dekarbonisierung der Wärmeversorgung ist Geothermie ein zentraler Baustein. Sie stellt 
dauerhaft verfügbare, grundlastfähige und klimaneutrale Wärme bereit und kann fossile Energie-
träger unmittelbar ersetzen. Damit leistet sie einen wichtigen Beitrag zur Versorgungssicherheit 
und zur Erreichung der Klimaziele. Diese Potenziale können jedoch nur dann in ausreichendem  
 



 

 

 
Umfang gehoben werden, wenn die regulatorischen Rahmenbedingungen Investitionen in erneuer-
bare Wärme konsequent unterstützen. 
 
Darüber hinaus ist der Ausbau der Geothermie auch industrie- und wirtschaftspolitisch relevant. 
Deutschland kann sich in Bereichen wie Planung, Bohrtechnik, Anlagenbau, Wärmenetzintegration 
und Betrieb geothermischer Systeme als Technologieführer etablieren. Ein wirksames CO₂-Preis-
signal würde Investitionen, heimische Wertschöpfung und qualifizierte Arbeitsplätze in diesem Zu-
kunftsmarkt stärken. 
 
Der vorgesehene CO₂-Preiskorridor behindert diese Entwicklung mittelbar. Er verhindert, dass er-
neuerbare Energien im Wärmemarkt ihren volkswirtschaftlichen Preisvorteil gegenüber fossilen Lö-
sungen vollständig ausspielen können. Gerade Geothermie kann aufgrund ihrer Langlebigkeit, ho-
hen Effizienz und geringen Betriebskosten einen zentralen Beitrag zu einer dauerhaft bezahlbaren 
Wärmeversorgung leisten. Investitionen in geothermische Wärmeprojekte sind langfristig angelegt 
und benötigen verlässliche wirtschaftliche Rahmenbedingungen. Ein zu schwaches CO₂-Preissignal 
verschlechtert die Wirtschaftlichkeit solcher Projekte gegenüber weiterhin unzureichend bepreister 
fossiler Wärme und schwächt damit auch die Grundlage für eine kosteneffiziente Dekarbonisierung 
des Wärmesektors.  
 
Aus Sicht des BVG sollte die CO₂-Bepreisung daher konsequenter an den realen Klima- und Folge-
kosten fossiler Energieträger ausgerichtet werden. Nur ein ausreichend starkes und verlässliches 
Preissignal schafft faire Wettbewerbsbedingungen für erneuerbare Wärme und beschleunigt den 
notwendigen Umstieg auf klimaneutrale Versorgungslösungen. Der vorliegende Entwurf bleibt hin-
ter diesem Anspruch zurück und sollte entsprechend nachgeschärft werden. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 

 

 
Über den Bundesverband Geothermie e. V.:  
 
Der 1991 gegründete Bundesverband Geothermie e. V. (BVG) ist ein Zusammenschluss von Unter-
nehmen und Einzelpersonen, die auf dem Gebiet der Erdwärmenutzung in allen Bereichen der For-
schung und Anwendung tätig sind. Er vereint Mitglieder aus Industrie, Wissenschaft, Planung und 
der Energieversorgungsbranche. Hauptaufgaben des Verbandes sind die Information der Öffent-
lichkeit über die Nutzungsmöglichkeiten geothermischer Energie zur Wärme- und Stromerzeugung 
sowie der Dialog mit politischen Entscheidungsträgern. Der BVG organisiert den jährlichen Geother-
miekongress DGK ebenso wie Workshops zu aktuellen Themen und ist Herausgeber der Fachzeit-
schrift „Geothermische Energie“ sowie weiterer Informationsmaterialien.  
 
Kontakt:  
 
Bundesverband Geothermie e. V.    
Albrechtstraße 22      
10117 Berlin  
 
Gregor Dilger     Tel: 030 200 954 958 
Geschäftsführer     Mobil:  0175 997 53 22 
      E-Mail: gregor.dilger@geothermie.de 
 
Florian Stanko     Tel:  030 200 954 955 
Leiter Politik     Mobil:  0151 577 43 438 
      E-Mail: florian.stanko@geothermie.de 
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